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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Hessen hat gewählt. Nach fast ei-
nem Jahr des politischen Vakuums
und unter einer geschäftsführenden
Landesregierung haben wir erfah-
ren müssen, dass es zwar für die Be-
schäftigten ein Klima des „Tauwet-
ters“ gab, in dem man durchaus
auch zu Kompromissen bereit war,
aber dass es trotz aller Bekundun-
gen auch keine klaren Änderungen
in der Situation der Landesbeschäf-
tigten gab. Die Rückkehr in die Tarif-
gemeinschaft der Länder ist der po-
litischen Mehrheit nicht gelungen,
weil sie zwar Beschlüsse fassen,
aber nicht in das Regierungshan-
deln eingreifen konnte. Eine Verbes-
serung der Mitbestimmungsrechte
ist zerredet worden und noch nicht
einmal in eine politische Initiative
gemündet. Die Verkürzung der wö-
chentlichen Arbeitszeit für Beamtin-

nen und Beamte ist gescheitert, weil
man sich nicht einig wurde und die
„Erbsenzähler“ der Mehrheitspar-
teien sich die Argumentation der
Landesregierung zu eigen gemacht
hatten.

Das alles hat sein Ende. Jetzt
herrschen wieder klare Verhältnisse.
Mit der CDU Alleinregierung ist
Schluss, jetzt muss koaliert werden.
Meine feste Überzeugen dabei ist:
Es wird Bereiche geben, beispiels-
weise in der Bildungspolitik, wo das
Wirkung zeigen wird und das Klima
besser wird.

Aber für den Bereich, für den wir
streiten, für einen fairen Umgang
der Landesregierung mit ihren Be-
schäftigten, da bleibt nur die Hoff-
nung, dass sich etwas bewegen
wird.

Vielleicht hat sich ja die Einsicht
durchgesetzt, dass es ein fataler
Fehler war, immer gegen das eige-
ne Personal Politik zu machen. Erste
Anzeichen dafür, dass es besser für
die Beschäftigten in der Polizei wer-
den könnte, ist der Umstand, dass
die personell miese Situation offen-
sichtlich erkannt wurde und dass
sich eine nachhaltige Verbesserung
ergeben wird.

Damit könnte man ja auch bei
der nächsten Wahl punkten: Schaut
her, wir haben etwas gemacht, die
technische Ausstattung auf dem
Stand gehalten, vielleicht die Stan-
dards noch weiter ausgebaut und
wir haben mehr Personal in die Poli-
zei gebracht. Wie es uns Beschäftig-

Volker Zeidler, Bezirksgruppenvorsitzender

Titelbildentwurf: Volker Zeidler
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ten, die schon seit Jahren und Jahr-
zehnten in der Polizei arbeiten,
dabei ergeht, das interessiert in der
Bevölkerung kaum jemanden. We-
niger Geld für den öffentlichen
Dienst – das findet Beifall. Denn das
Vorurteil ist klar: Im öffentlichen
Dienst wird ohnehin zu viel verdient.
Länger arbeiten: Richtig so, die Be-
amtinnen und Beamten müssen mal
auf „Zack gebracht werden“. Ge-
nau das wird es sein, mit dem wir
uns auseinander setzen müssen.

Erste Baustelle ist ganz sicher die
Dienstrechtsreform. Partei- und
fraktionsübergreifend hat man
schon eine Arbeitsgruppe installiert,
die für die Polizei ein neues Dienst-
recht schaffen soll. Eine Besoldung
„P“ soll es werden, aber wie die aus-
sieht, weiß noch niemand. Die Zula-
gen sollen integriert und Bestandteil
des Gehaltes werden, was ja mit
Blick auf die Ruhegehaltsfähigkeit
der Polizeizulage durchaus positiv
zu werten wäre. Eine Straffung der
Besoldungsgruppen soll es geben –
wenn unter dem Strich dabei he-
rauskommt, dass die derzeitige Be-
soldung sich noch etwas verbessert
– haben wir damit kein Problem. Die
Lebensarbeitszeit soll mit verhandelt
werden, denn hier will man „mit der
Rentenentwicklung“ gleichziehen.

Moderate Anpassungen könnte
man ja noch akzeptieren, wenn die
Zugehörigkeit zum Schichtdienst mit
einfließt und zum vorzeitigen Pen-
sionseintritt berechtigt.

Aber ich glaube, dass in der Zeit
einer wirtschaftlichen Krise trotz gut
gefüllter Kassen (die Steuereinnah-
men 2008 waren so hoch wie nie)
letztlich kaum eine spürbare Ver-
besserung herauskommen wird.

Wäre das Angebot, alle Zulagen
gerecht in die Besoldung einfließen
zu lassen, ernst gemeint, hätte man
wie Bayern doch eine Aussetzung
der Streichung der Polizeizulage bis
zur Umsetzung des neuen Dienst-
rechtes beschließen können. Das
hat man aber nicht getan, sondern
stur darauf beharrt: 1997 wurde
von Manfred Kanther beschlossen,
die Polizeizulage für die Pensionäre
zu streichen und dabei bleibt es.

Man könnte ja auch in Bezug auf
das Pensionsalter für Polizeibeamte
gleich davon sprechen, dass
Schichtarbeit besondere Berück-
sichtigung findet oder dass erklärtes
Ziel eine Anpassung entsprechend
dem Rentenmodell ist. Auch das hat
man unterlassen. Die Versuchung,
mit einer „harten Stichtagsrege-

lung“ Personal einzusparen, darf
nicht unterschätzt werden.

Zeiten von wirtschaftlicher Rezes-
sion bedeuteten auch immer Opfer
für die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst. In Zeiten prosperierender
Wirtschaft klammerte man sich an
die Zwänge zur Schaffung „ausge-
glichener Haushalte“ und schloss
damit aus, dass die Forderungen
des Personals zu laut wurden.

Jetzt stehen in Hessen die nächs-
ten Tarifverhandlungen an. Es wird
eine harte Auseinandersetzung ge-
ben. In der Tarifgemeinschaft der
Länder (TdL), die hessische GdP hat
sich an der zentralen Protestkund-
gebung mit Warnstreik in Hannover
beteiligt, sind sie schon fortgeschrit-
ten. Wenn die Forderung von 8 %
durchgesetzt wird, dann werden wir
die hessischen Verhandlungsführer
an ihrem Wort messen. Denn vor
der Wahl hatten gerade die Vertre-
ter und Vertreterinnen der FDP ge-
sagt: Wir wollen deshalb nicht zu-
rück in die Tarifgemeinschaft der
Länder, weil wir eine bessere hessi-
sche Lösung anstreben.

Dann schauen wir mal.

Volker Zeidler
Vorsitzender der GdP Nordhessen

„Angst essen Seele auf“
Bericht über eine etwas andere Tagung!

Etwas anders war diese Zusam-
menkunft, weil sie sich mit dem The-
ma ANGST auseinander setzte. Ein
Thema, das in der Polizei doch eher
vermieden wird. Als ich die Über-
schrift und den vorgesehenen Ab-
lauf las, entschied ich spontan mich
für die Tagung zu melden. Wie sich
herausstellte war dies eine sehr gute
Entscheidung.

In dem Artikel „Das Spiel mit der
Angst“ vertrat ich die Ansicht, dass
zurzeit eine eher ängstliche und we-
nig vertrauensvolle Stimmung in-
nerhalb der Polizei herrscht. Vor die-
sem Hintergrund war ich sehr
gespannt, wie sich dies aus Sicht der
angekündigte Psychoanalytiker,
Seelsorger, Polizeipsychologen, So-
ziologen und natürlich den Ta-
gungsteilnehmern darstellt.

Hier eine Zusammenfassung der
Veranstaltung:

Unter der Leitung von Dr. Horst
Meier, Studienleiter der Ev. Akade-
mie Hofgeismar, und Landespoli-
zeipfarrer, Kurt Grützner, fand in
Hofgeismar Anfang Februar die Ta-
gung zu dem Thema „Angst und de-
ren Auswirkungen in der Gesell-
schaft und der Polizei“ statt.

Diese Tagung war voll von hoch-
interessanten und zum Teil sehr
nachdenklich machenden Vorträ-
gen. So konnte der Psychoanalyti-
ker, Horst Hilgers, in seinem State-
ment sehr genau herausarbeiten,
dass Angst eine lebenserhaltende
Emotion ist, zu viel Angst allerdings
krank macht. Er stellte dies in einer

natürlichen, verständlichen und
sehr praxisnahe Weise dar.

Die psychologischen Hintergrün-
den der Angst und deren Auswir-
kungen erläuterten Manuela Hesser
und Dorothea Pfützner, vom ZPD
der Hessischen Polizei. Sie hatten
die Thematik sehr gut aufgearbeitet
und boten sie in verständlicher Form
dar. Ihre Kenntnisse aus dem poli-
zeilichen Alltag flossen in den Vor-
trag mit ein.

Auch der Landespfarrer nahm
Stellung zum Thema „Angst“ aus
ethischer Sicht. Unter dem Thema
„Angsthase, Pfeffernase,……! ließ
er keinen Zweifel daran, dass Angst
aus ethischer Sicht natürlich vertret-
bar sei. Er wünsche sich allerdings
mutige Polizisten. Das diese auch



6

mal der Mut verlassen könne, sei
selbstverständlich. Gerade in sol-
chen Fällen sei dann der professio-
nelle Umgang mit der Angst ge-
fragt.

Nachdem man sich dem Thema
aus wissenschaftlicher Sicht – die al-
lerdings sehr angereichert war mit
praktischen Bezügen – genähert
hatte, setzten sich nun zwei Referen-
ten mit konkreten Beispielen ausein-
ander.

Die Angst vor und die Bedro-
hung durch islamistischen Terroris-
mus stellte Hans-Peter Stiller, Leiten-
der Kriminaldirektor des Staats-
schutzes beim HLKA, in einem
hochinformativen Vortrag dar. Sein
Fazit: Es ist keine Frage ob, sondern
nur wann und wo ein terroristischer
Anschlag in Deutschland stattfinden
wird.

Dr. habil. Friedrich Pohlmann,
Privatdozent für Soziologie an der
Universität Freiburg, skizzierte
schließlich die Figur des Selbst-
mordterroristen. Nach seinen Er-
kenntnissen ist insbesondere der
demographische Faktor ein wesent-
licher Grund für den verstärkten is-
lamistischen Terrorismus. Im Ge-
gensatz zu den immer älter
werdenden westlichen Kulturen,
werde auch in den nächsten Jahren,
die Anzahl der männlichen Islam-
gläubigen zwischen 18 – 25 Jahren
zunehmen. Komme in dieser Alters-
gruppe noch eine gewisse Alterna-
tivlosigkeit hinzu, so sei dies – im
Zusammenhang mit dem im Islam
noch stark verwurzelten Märtyrer-
tum – ein guter Nährboden für
„Selbstmordattentäter“!

In diesem Bericht können natür-
lich nur Schlaglichter der Tagung
aufgezeigt werden. Allerdings zei-
gen diese wie vielfältig und intensiv
sich mit dem Thema auseinander-
gesetzt wurde.

Die geführten Diskussionen und
die Ergebnisse der Arbeiten in ver-

schiedenen Arbeitsgruppen zeigten
wie wichtig ein offener und profes-
sioneller Umgang mit dem Thema
ist. Weiter stellten die Gruppen fest,
dass gerade in Institutionen, die für
die Sicherheit der Bürger verant-
wortlich sind, dieses Thema nicht ta-
buisiert werden darf. Um dies errei-
chen zu können, ist Vertrauen
gefragt. Selbstvertrauen, Vertrauen
zu den Kollegen, zu den Vorgesetz-
ten und zu der Institution selbst.

Gerade hinsichtlich der Organi-
sation „Polizei“ wurde über die insti-
tutionalisierte Angst diskutiert. Es
wurde bedauert, dass offensichtlich
auch heute noch mit Ängsten – nicht
befördert zu werden, ein Diszipli-
narverfahren zu bekommen ...- ge-
arbeitet wird. Wenn jedoch der ein-
zelne Polizeibeamte vertrauensvoll,
mutig und professionell mit Angst
umgehend Agieren soll, so ist es er-
forderlich, dass die Institution d. h.
auch der einzelnen Mitarbeiter in
dieser so handelt! Natürlich durfte
bei der gewählten Überschrift auch
die Vorführung des Fassbinderfilms
„Angst essen Seele auf“ nicht feh-
len.

Abschließend sei auf die sehr
weltlichen Andachten von Kurt

Grützner hingewiesen. Unter den
Themen „In der Welt habt ihr
Angst…!“ und „…ich habe die Welt
überwunden“ brachte er das Thema
in religiösen Zusammenhang. Auf-
grund seiner unnachahmlichen Art
stellte er sehr schnell einen Bezug
zur Gegenwart her. Er zeigte deut-
lich, dass die größte Angst, die vor
dem Tode ist! Niemand wisse seine
Todesstunde…und dies sei gut so!
Wir alle können uns aber jetzt und
hier entscheiden, ob wir ein Leben
im Vertrauen – auch auf Gott - leben
wollen.

Mir persönlich zeigte die Tagung,
wie wichtig der offene und profes-
sionelle Umgang mit dem Thema
für die Institution, aber auch für je-
den einzelnen Polizeibeamten ist.

Vor diesem Hintergrund wünsche
ich mir, dass Berührungsängste ins-
besondere zwischen der polizeili-
chen / politischen Führung und den
Berufsvertretungen abgebaut wer-
den und wir in den nächsten Jahren
wieder zu einer vertrauensvollen,
konstruktiven, von einer vernünfti-
gen Streitkultur getragenen Zusam-
menarbeit zurückfinden.

U. Bartholmai

Polizeiseelsorger Kurt Grützer, Leitender Kriminaldirektor Hans-Peter Stiller und der Studien-
leiter der Ev. Akademie Hofgeismar Dr. Horst Meier
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Wo bleibt unser Personalersatz?
Zur Personalsituation beim PP Nordhessen

In den letzten Wochen hatten wir
eine Flut von Aussagen zu der Perso-
nalsituation in unserer Behörde.
Wer die Berichterstattung im einzi-
gen nordhessischen Blatt verfolgte,
konnte unter anderem dieses lesen:

„Polizisten immer älter und krän-
ker“ (HNA v. 20.01.09, GdP Nord-
hessen) „Das Jahr 2009 werde in
der Tat nicht leicht“ (HNA v.
20.01.09: – Zitat von Polizeipräsi-
dent Henning) „Endlich mehr Poli-
zisten für Nordhessen“ (HNA v.
21.01.09 - SPD-MdL Decker):
„Hessens Polizei ist besser aufge-
stellt als je zuvor“ (HNA v. 29.01.09
- CDU-MdL Kühne-Hörmann) und
zuletzt „ Tatsache ist, dass im PP
Nordhessen weit über 100 Stellen
gestrichen worden sind“ (HNA v.
03.02.09 PR-Vorsitzender Vestwe-
ber)

Während des Wahlkampfes zur
Landtagswahl im Januar 2008 strit-
ten die politischen Parteien und die
Gewerkschaft der Polizei um die
Frage, wie viel Polizei in Hessen vor-
handen und ob es mehr oder weni-
ger ist als 1999. Dieser Streit wurde
auf Landesebene nicht beendet und
auch nicht aufgelöst.

Zur Personalsituation beim Poli-
zeipräsidium Nordhessen gibt es
diesen Streit nicht. Im Grunde ge-
nommen sind sich alle darüber ei-
nig, dass

l die Zahl der Polizisten, der
Stellen und die Zahl der Tarif-
beschäftigten in Nordhessen
seit 1999 stark rückläufig sind
und in diesem und im nächs-
ten Jahr noch weiter abneh-
men werden,

l es deutlich zuwenig Polizisten
und Tarifbeschäftigte gibt, um
die polizeilichen Aufgaben
zur Zufriedenheit aller in der
gleichen Art und Weise zu
leisten wie bisher

Offensichtlich wurden aus Sicht
der betroffenen Beschäftigten in der
Vergangenheit Fehler gemacht, die
zu der schwierigen Personalsituati-
on führten:

Zum einen wurden nicht in jedem
Jahr die Einstellungszahlen der Poli-
zeianwärter so hoch gehalten wie
die Zahl der in Pension gehenden
Kolleginnen und Kollegen, so dass
beispielsweise im Frühjahr 2009
nur wenige Fachhochschulabsol-
venten ihr Studium beendeten und
den Einzeldienst kaum verstärken
konnten. Die Folge für Nordhessen
war, dass die Versetzungsausschrei-
bung zum 01.02.2009 zurückge-
nommen werden musste und damit
gemäß Versetzungserlaß keine Kol-
legin bzw. Kollege nach Nordhes-
sen versetzt wird.

Zum anderen leidet das PP Nord-
hessen besonders unter der Stellen-
streichung der in den Jahren 2007
und 2008 in Ruhestand gegange-
nen POK und KOK (zur Erinnerung:
67 Stellen fielen allein der „Operati-
on Sichere Zukunft“ im Vollzug zum
Opfer).

Nicht unerwähnt bleiben soll in
diesem Zusammenhang, dass die
Not des PP NH in Wiesbaden ange-
kommen ist, denn seit 2007 verse-
hen 13 abgeordnete Kolleginnen
und Kollegen im Bereich der Flä-
chendirektionen Dienst für die im
Schichtdienst nicht ersetzten
PVS-Abgänge. Diese Abordnungs-
maßnahmen werden voraussicht-
lich in 2009 auslaufen.

Des Weiteren versehen seit
Herbst 2008 23 Kolleginnen und
Kollegen der IV. HBPA –TEE 49 in
Kassel-Niederzwehren Dienst beim
PP Nordhessen, weil deren Organi-
sationseinheit vor der Auflösung
steht. Eine Versetzung dieser Kolle-
gen steht nun unmittelbar bevor.

Und dennoch: Wegen der nicht
ausreichenden Einstellungszahlen
in der Vergangenheit können wie-
derum nicht alle freien Stellen durch
Versetzungen aus Südhessen aus-
geglichen werden. Da in 2009 und
2010 erhebliche Pensionierungs-
zahlen anstehen wird sich die enge
Personalsituation nochmals ver-
schärfen. Außerdem wurden in der
Vergangenheit viele neue Aufga-
benfelder auf die Polizeipräsidien

übertragen, für die kein zusätzliches
Personal zur Verfügung gestellt wur-
de (Jugendkoordinatoren, EG DNA,
Schutzmann vor Ort, AG Mehrfach-
u. Intensivtäter, Sokri, „Zürs“, Inter-
netkriminalität, u.a.). Wohlbemerkt
sind das alles sinnvolle Einrichtun-
gen, aber ohne Personalausgleich
ist das alles nicht zu schaffen.

Und: Verstärkt kamen und kom-
men laufend außergewöhnliche Be-
lastungen durch geschlossene Ein-
sätze mit erheblichen
Personalstärken hinzu. Dadurch
steigen trotz Einführung der
42-Stunden-Woche die Mehrar-
beitskonten, was ein deutliches Sig-
nal für zuwenig Personal ist, stark
an.

Andere Felder der angespannten
Personalsituation und –diskussion
bedürfen ebenfalls der Bearbeitung
und Lösung. Hier seien nur die
Punkte Altersdurchschnitt und ein-
geschränkte Dienstfähigkeit ge-
nannt.

Der Personalrat und die Behör-
denleitung des PP Nordhessen sind
aufgefordert hier in enger Abstim-
mung zusammen Überlegungen
anzustellen. Mit intelligenten Lösun-
gen muss versucht werden, die Be-
lastungen auf die Beschäftigten des
PP Nordhessen in Grenzen zu hal-
ten und trotzdem die innere Sicher-
heit in unserem Zuständigkeitsbe-
reich zu gewährleisten. Dies wird
den Polizeibeschäftigten gelingen,
wie dies in der Vergangenheit im-
mer bei der Polizei der Fall war.
Nicht ohne Grund kann die Polizei
nach wie vor für sich die höchsten
Vertrauenswerte bei der Bevölke-
rung verbuchen. Das soll auch so
bleiben. Deshalb sind der Dienst-
herr und auch die Vorgesetzten auf-
gefordert, die Motivation ihrer Be-
schäftigten zu fördern und zwar
nicht zuletzt durch einen vernünfti-
gen mit den Gewerkschaften ausge-
handelten Tarifabschluss, eine aus
meiner Sicht erste „vertrauensbil-
dende Maßnahme.

Klaus Vestweber
PR Vorsitzender
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Ball der Polizei 2008
- Kreisgruppe Kassel -

In der Stadthalle Baunatal fand
am 1. November 2008 der 5. Ball
der Polizei statt.

Der Vorsitzende der Kreisgruppe
Kassel – Norbert Birnbach – konnte
rund 200 Gäste zu dieser schon tra-
ditionellen Veranstaltung begrüßen.
Darunter befanden sich Politiker der
Region, Gewerkschaftsfreunde, die
Zisselhoheiten in ihren schönen
Kostümen, sowie der Polizeivizeprä-
sident Herr Alfons Hoff mit Gattin.

Auch professionelle Tanzpaare
und –gruppen, die unseren Ball der
Polizei schon aus vergangenen Jah-
ren kennen und schätzen gelernt
haben, waren wieder dabei.

Ob Standardtänze, Oldies oder
Disco, Rock oder Pop, dass ab-
wechslungsreiche und mitreißende
Programm der Showband ONE &
Six traf jeden Geschmack. Ihre Pro-
fessionalität, Erfahrung und das
persönliche Engagement lassen
ihre Bälle und Galas zu einem un-
vergesslichen Erlebnis werden.

Eine Stimmungskanone ersten
Ranges war der Conférencier und
Starparodist Frank Raimond. Er be-
geisterte die Zuschauer und Zuhö-
rer mit Parodien, Humor und Gags
am laufenden Band. Mit Wolf-
gang-Petry-Perücke und Freund-
schaftbändchen ausstaffiert, tobte
er über die Bühne, ob Sprüche, Ge-
stik oder musikalische Parodi, Rai-
mond lässt stets den musikalischen
Dampfhammer kreisen und das
Volk tobt.

Als gegen 2.00 Uhr die letzten
Gäste und Tänzer den Saal verlie-
ßen, konnte man mal wieder auf
eine erlebnisreiche und gelungene
Ballnacht zurückblicken.

Irene Franiek - Kassel
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Im Dialog
Die GdP trifft sich mit der Wachpolizei in Nordhessen

Die GdP Nordhessen und die
Kreisgruppe Kassel hatten es orga-
nisiert und zu einer Gesprächsrunde
eingeladen.

Vor einigen Monaten war ich bei
Volker Zeidler im Personalratsbüro
und habe mit ihm über unsere Si-
tuation diskutiert. So, wie es im Mo-
ment läuft, kann es für die Wachpo-
lizei nicht weitergehen. Volker hat
mir dann vorgeschlagen, eine In-
itiative für die Kolleginnen und Kol-
legen in der Wachpolizei zu starten
und dazu den Vorsitzenden der GdP
Offenbach, Matthias Schack, der
selbst der Wachpolizei des PP Süd-
osthessen angehört, einzuladen.

Die GdP stellte den Kontakt her
und – es hat dann doch etwas ge-
dauert – kam Matthias ins Polizei-
präsidium Nordhessen im Grünen
Weg.

Der gut gefüllte Tagungsraum,
fast 25 Kolleginnen und Kollegen
aus unserem Präsidium waren ge-
kommen, hatte eine weihnachtliche
Atmosphäre, aber die Themen wa-
ren alles andere als besinnlich, weil
unsere dienstliche Situation nicht so
einfach ist.

Während der Vorstellungsrunde
ging schon die Diskussion los. Die
zentrale Forderung war, für die
Wachpolizei die Polizeizulage ein-
zuführen. Ich hatte einen entspre-
chenden Antragsvorschlag schon
bei der Kreisgruppe Kassel einge-

bracht, der das Ziel hat, mit dem
Landesvorstand die generelle Ge-
währung der Polizeizulage für unse-
re Berufsgruppe durchzusetzen.
Matthias Schack berichtete, dass er
genau den gleichen Antrag bei sei-
ner Bezirksgruppe Südosthessen
eingebracht hat.

Ein weiterer Diskussionspunkt
war die Frage der angekündigten
BAT Vc Eingruppierung. Damit uns
noch einmal klar wird, über was wir
sprechen: Bei unserer Einstellung im
Jahr 2000 hieß es immer, dass ein
Drittel der Wachpolizeistellen auf
BAT Vc Stellen geführt wird. Volker
Zeidler erläuterte, dass die Frage
dahingehend formuliert werden
müsse, wie sich die Landesregie-
rung eine entsprechende Eingrup-
pierung vorstellt und ob sie bereit
ist, für diese Stellen (das sind rund
80 aus dem ersten Kontingent),
auch die entsprechenden Finanz-
ausstattung sicherzustellen.

Die Eingruppierung der Ord-
nungspolizei bei den Kommunen
wurde ebenfalls in der mit BAT Vc
vergleichbaren TVÖD-Gruppe vor-
genommen. Entsprechend muss
auch die Arbeitsplatzbeschreibung
aussehen. Für uns bedeutet das, un-
sere Vorgesetzten sind hier gefor-
dert, sich für uns einzusetzen. Gege-
benfalls bedarf es – so Matthias

Schack – auch einer Klage, um die
entsprechende zutreffende Eingrup-
pierung durchzusetzen.

Wir erörterten die Problematik
des Unfallschutzes und der Verfah-
rensweise bei langen Ausfallzeiten,
wie sie gerade nach Dienstunfällen
vorkommen können. Matthias
Schack erklärte, dass für die ersten
6 Wochen zumindest keine Nachtei-
le entstünden. Danach greife zwar
die Regelung des Krankengeldes,
das ja nur eine Zahlung von 68 %
der Bezüge sicherstellt, aber es gibt
auch Ausgleichszahlungen.

Unterschiedlich bewertet wird
eine Übernahme der Objektsiche-
rung in der IV. HBPA durch private
Sicherheitsdienste. Dadurch besteht
grundsätzlich die Gefahr, dass für
viele von uns die Schichtzulagen
wegfallen. Matthias Schack konnte
vom PP Südosthessen berichten,
dass durch die Einrichtung einer
zweiten „Präsenzstreife“ der Ausfall
der Tätigkeit „Bewachung III. HBPA
Mühlheim“ eine Weitergewährung
der Zulagen möglich sein wird.

Nach 2 Stunden Meinungsaus-
tausch war klar, dass wir unser
Schicksal auch ein Stück weit selbst
in die Hand nehmen müssen. Wenn
wir uns nicht wehren, wird auch
nichts passieren. Es war ein erster
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Einstieg in einen Dialog über die
Wachpolizei. Und Matthias Schack
will die „Wachpolizeiforen“, die vor
zwei Jahren schon mit gutem Erfolg
durchgeführt worden waren, wieder
über den Landesvorstand initiieren.
Er nahm auch mit, dass nach der

Landtagswahl im Januar und der
Regierungsneubildung dringend
Gespräche zwischen dem Landes-
vorstand und dem Ministerium – ge-
rade hinsichtlich der Gewährung ei-
ner Polizeizulage – geführt werden
müssen.

Ich glaube, mit Matthias Schack
haben wir einen guten Interessen-
vertreter gefunden.

Romio Zeytun
Kreisgruppe Kassel

Mehr Kohle heißt die Parole
Bericht von den Aktionstagen der GdP in Hannover und in Hessen

Als wir Anfang des Jahres zu dem
Aktionstag der Polizei in Hannover
aufgerufen haben, rieb sich der eine
oder andere verwundert die Augen
und stellte uns die Frage, warum wir
in Hannover für die Beschäftigten
der anderen Bundesländer auf die
Straße gehen wollten, wo doch Hes-
sen bekanntermaßen nicht mehr
Mitglied der Tarifgemeinschaft ist.

Außerdem hatten hier die Verhand-
lungen noch gar nicht begonnen.

Um es noch einmal zu verdeutli-
chen, sei hier gesagt, dass selbst-
verständlich das Ergebnis der Tarif-
verhandlungen für die
Tarifgemeinschaft der Länder (TdL)
auch Richtschnur für die hessischen
Verhandlungspartner und den er-
warteten Abschluss ist. Also bestand
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ein unmittelbarer Zusammenhang
zwischen Hannover und dem Ak-
tionstag in Hessen am 12. Februar.

Doch der Reihe nach: Am 3.2.
fuhren wir mit dem Bus nach Han-
nover. Im Bus waren knapp 40 Be-
schäftigte des PP Nordhessen, des
PP Osthessen und der Bundespoli-
zei. Die größte Einzelgruppe stellte –
wieder einmal – die Kreisgruppe
Melsungen. Deshalb ein besonde-
rer Dank an Jürgen Klotzbach, den
Kreisgruppenvorsitzenden, der es
versteht, seine Kolleginnen und Kol-
legen immer wieder zu motivieren.

Als wir am späten Vormittag in
Hannover ankamen, warteten auf
dem Parkplatz am „Schützenplatz“
schon zig Busse aus der gesamten
Bundesrepublik. In einem Stern-
marsch ging es dann in die Innens-
tadt auf den Opernplatz. Dort fand
vor 14.000 angereisten Kollegin-
nen und Kollegen die Kundgebung
statt. Neben dem Vorsitzenden von
ver.di, Frank Bsirske, sprach natür-
lich auch Conny Freiberg. Sehr
kämpferisch prangerte er die Bereit-
schaft der Bundesregierung und der
Länderregierungen an, die Banken
als Verursacher der Krise auch noch
stützen zu wollen, aber den eigenen
Beschäftigten gegenüber als Diät-
köche auftreten zu wollen. Wörtlich

bezeichnete er die Finanzkrise als
Folge der „Raff- und Geldgier von
„Kapitalisten-Junkies“.

Es war eine eindrucksvolle Veran-
staltung, die dazu führte, dass mitt-
lerweile ein Angebot der Arbeitge-
ber vorliegt, das aber aus Sicht der
Gewerkschaften ungenügend ist.
Wir sind jedenfalls mit unserem Bus
wieder nach Kassel in der Erwartung
und der Hoffnung, den Kolleginnen
und Kollegen eine angemessene
Solidaritätsbekundung gezeigt zu
haben.

In Hessen sollte dann gut eine
Woche später, am 12.2. der erste
„Warnstreik“ in Form einer Protest-
veranstaltung, besser in einer Reihe
von Protestveranstaltungen folgen,
um auch für unser „isoliertes“ Bun-
desland Druck in den Tarifverhand-
lungen zu erzeugen.

Die Bezirksgruppe hatte sich auf-
geteilt: An der Veranstaltung auf
dem Kasseler Opernplatz nahm
eine kleine Delegation der GdP teil,

in Giessen tagte an diesem Tag die
Große Tarifkommission gemein-
sam mit dem Landesvorstand der
GdP und so wurde an beiden Orten
von Kasseler Kolleginnen und Kolle-
gen protestiert.

Während in Kassel rund 1500
Kolleginnen und Kollegen auf die
Straße gingen und damit ihre Arbeit
niederlegten, waren es in Gießen
rund 450 Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes, die dort auf dem
Kirchplatz standen und der eisigen
Kälte trotzten.

Insgesamt hoffen wir, mit diesen
Aktionen die richtige Sprachrege-
lung für die Arbeitgeberseite gefun-
den zu haben: Rechnet mit uns, wir
sind bereit zu kämpfen!

Jörg Bruchmüller hatte jedenfalls
die Forderung der Gewerkschaften
auf den Punkt gebracht: Kein Ver-
zicht mehr für die Beschäftigten im
Öffentlichen Dienst – Mehr Kohle
heißt die Parole!

Damit sollte allen Leserinnen und
Lesern klar sein, dass diese Tarifaus-
einandersetzung noch lange nicht
vorbei sein wird. Sowohl unser Pro-
test in Hannover, als auch unsere
Aktionen in Gießen und Kassel wa-
ren notwendig und zeigen Wirkung.

Für die Bezirksgruppe Nordhessen
Simone Sauerländer

Irene Franiek



Das aktuelle Interview – heute: LPD Jürgen Diehl
Für das aktuelle Interview dieses

Reports konnte die Redaktion den
Leiter der Abteilung Einsatz des PP
Frankfurt, LtPD Jürgen Diehl gewin-
nen. Er ist wegen seiner bisherigen
hessenweiten Verwendung in ver-
schiedenen Führungspositionen
den meisten Kolleg/innen bekannt.
Als Gesamteinsatzleiter „Flughafen-
ausbau“ erfasst sein planerischer
Einfluss flächendeckend fast alle
Kolleg/innen in Hessen. Die Fragen
wurden ihm von Andreas Grün ge-
stellt.

POLIZEIREPORT: Die Einsatz-
lage Flughafen Frankfurt ist an-
gelaufen. Wie beurteilen sie die
Einsätze bisher und was ist noch
verbesserungswürdig?

Ich bin mit dem Verlauf der Ein-
satzlage bisher zufrieden. Die um-
fassenden technischen, logisti-
schen, organisatorischen und
taktischen Vorbereitungen der Hes-
sischen Polizei haben sich ausge-
zahlt. Gravierende Probleme, die
Anlass geboten hätten, grundle-
gend andere Strategien zu verfol-
gen, hat es nicht gegeben. Es wurde
viel neue Technik - u. a. im Bereich
der Versorgung - eingesetzt. Dass es
dabei gerade in den ersten Tagen zu
Startschwierigkeiten kam, musste
einkalkuliert werden. Ich denke, wir
haben hinreichend nachgebessert
und die Probleme zufrieden stellend
gelöst. Durch das engagierte und
professionelle Vorgehen der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter ist es m.
E. bisher sehr gut gelungen, dass
konfliktträchtige Situationen sehr
gut gemeistert wurden. An unserer
Neutralität sind keine Zweifel auf-
gekommen. Bei uns lag die Deu-
tungshoheit der relevanten Ereig-
nisse und der polizeilichen
Maßnahmen. Ich bin froh, dass wir
keine gewalttätige Eskalation hat-
ten.

POLIZEIREPORT: Wir haben
alle noch die Bilder der schwe-
ren Auseinandersetzungen in
den 80er-Jahren beim Bau der
Startbahn 18 West im Kopf. Die
Proteste um den Flughafenaus-
bau 2009 sind mit denen von da-
mals nicht zu vergleichen. Was
hat sich verändert?

Ich glaube, dass es für diesen
Veränderungsprozess keinen mo-
nokausalen Erklärungsansatz gibt;
die Ursachen sind vielfältig und fa-
cettenreich. Ausschlaggebend dürf-
ten einerseits gesellschaftspolitische
und wirtschaftsstrukturelle Gründe
sein. Die 80er-Jahre lassen sich
nicht mit der heutigen Zeit verglei-
chen. Zu jener Zeit wurde in vielen
Lebensbereichen polarisiert. Der
Flughafen wurde damals vielfach
noch als Ort der „Elite“ angesehen.
Heute gehört „Fliegen“ weitgehend
zum Alltag. Daneben scheinen mir
gegenwärtig besonders die elemen-
taren Schwierigkeiten der Weltwirt-
schaft das Thema Flughafenausbau
zu überlagern. Andererseits waren
die Auseinandersetzungen um die
Startbahn 18-West von der Protest-

bewegung einer ganzen Region um
den Flughafen Frankfurt/M. ge-
prägt. Unterwandert von gewaltbe-
reiten Autonomen und geprägt von
einem Hassbild gegenüber der Poli-
zei gab es dann die gewalttätigen
Auseinandersetzungen, deren Bil-
der ich noch gut in Erinnerung
habe. Heute haben wir es in erster
Linie mit einem bürgerlichen Protest
der Bewohner betroffener Kommu-
nen zu tun, die den Rechtsweg be-
schritten haben und jetzt durch De-
monstrationen/Aufzüge ihren
Unmut über politische und gerichtli-
che Entscheidungen in die Öffent-
lichkeit tragen. Daneben gibt es die
Gruppe nicht in der Region woh-
nender Aktivisten, die durch viele
phantasievolle Aktionen, insbeson-
dere im so genannten „Waldbeset-
zercamp“ versuchen, den Flugha-
fenausbau als Bedrohung und
Gefährdung des Alltagsleben dar-
zustellen. Alle Dramatisierungs-,
Personalisierungs- und Emotionali-
sierungsbemühungen dieser Perso-
nen waren darauf ausgerichtet, zu
mobilisieren und linksextremistische
Kreise/gewaltbereite Autonome für
gemeinsame Ziele zu gewinnen.
Dieses ist den Störern bisher nicht
gelungen. Dazu hat sicherlich auch
das bisherige Einschreiten der Poli-
zei beigetragen. Ein Initialereignis,
das der Polizei ausschließlich die
Rolle des Durchsetzers des staatli-
chen Machtanspruchs zuschreibt,
konnte von den Agitatoren nicht
konstruiert werden. Das Gegenteil
ist der Fall. Die Polizei zeigt sich
kommunikativ, sucht den Dialog

1994 wurde Jürgen Diehl nach Abschluss des Studiums an der PFA
Münster-Hiltrup zum Polizeirat ernannt – und dann in Kassel und Lich bei
der HBP als stellvertretender Abteilungsleiter eingesetzt. Hier war seine be-
sondere Aufgabe der Aufbau einer Bereitschaftspolizeiabteilung sowie die
Planung und Durchführung zahlreicher Einsätze in Hessen und in anderen
Bundesländern. 1997 wechselte er zur PD Schwalm-Eder, die er mehrere
Jahre leitete. Ein besonderer Schritt war die Berufung in die „PG Umorga-
nisation“ im HMdI, wo er an der größten Strukturreform der hessischen Po-
lizei mitarbeitete. 2001 leitete Jürgen Diehl kommissarisch die IV. HBPA in
Kassel. 2003 wurde als Polizeidirektor Leiter der PD Marburg.. Doch ein-
mal Reisender, immer Reisender. Jürgen Diehl wurde im Jahr 2006 erneut
ins LPP berufen, um an den polizeilichen Maßnahmen nach einem mögli-
chen TE-Anschlag und den Vorbereitungen zur WM 2006 zu arbeiten.
Noch im gleichen Jahr kam er wieder nach Frankfurt als LtPD und Leiter
des Einsatzstabes. Jürgen Diehl wurde Leiter dieser großen Abteilung, wo
er 1978 als Streifenbeamter im Einsatz gewesen war.

LPD Jürgen Diehl
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und gestaltet ihre Maßnahmen
transparent und konsequent.

POLIZEIREPORT: Viele Kol-
leg/innen klagten gerade in der
Anfangszeit über die für uns
nicht nachvollziehbare schnelle
Umstellung vom Vier-Schichten-
Dienst zum TENF. Wie kam es
ohne erkennbare Not dazu?

Grundsätzlich ist das TENF-Mo-
dell geeignet, kurzfristig starke Kräf-
te der Alarmhundertschaften der
Flächenpräsidien in den Einsatz zu
bringen. Die Kräfte des „E“-Tages
stehen sowohl für den gesamten
Tag als auch für die folgende Nacht
planerisch zur Verfügung. Nicht dif-
ferenziert vorliegende und belast-
bare Lageeinschätzungen vor dem
Beginn des Einsatzes am 20.1.09

führten in enger Abstimmung mit
dem LPP zu der Entscheidung, vom
normalen Vier-Schicht-Rhythmus
auf das TENF-Modell umzustellen,
um sehr flexibel mit starken Kräften
auf mögliche Aktionen reagieren zu
können. Nachdem das Lagebild
klarer war, hat sich die Gesamtein-
satzleitung sehr frühzeitig für den
Verzicht auf das TENF-Modell aus-
gesprochen.

POLIZEIREPORT: Durch die
kurzfristigen Einsätze am Flug-
hafen kam es in der Vergangen-
heit zu Engpässen bei der Be-
treuung der Kinder. Die
erforderliche Betreuung stellte
die Kolleg/innen vor kaum lös-
bare Aufgaben. Die vom Gesetz
vorgegebene Vereinbarkeit von
Familie und Beruf geriet ins

Wanken. Wie sieht der Gesamt-
einsatzleiter dieses Problem und
wie kann es bestmöglich gehan-
delt werden?

In den zurückliegenden Einsätzen
am Flughafen wurden nie mehr als
das jeweilige Regelkontingent der
Alarmhundertschaften der Flächen-
präsidien und des PP Frankfurt ein-
gesetzt. Das heißt, mit Ausnahme
des PP Frankfurt (fünf Züge) und des
PP Westhessen (vier Züge), maximal
eine Hundertschaft der übrigen Flä-
chenpräsidien. Gerade durch die
Umstellung auf den
Vier-Schicht-Rhythmus und das
TENF-Modell können diese Alarm-
hundertschaften in erster Linie aus
Überhangkräften des normalen Ta-
gesdienstes und nur ergänzend aus
Kräften im „2. Frei“ bzw. im „E“-Tag
gestellt werden. Ich gehe davon
aus, dass einzelne Härtefälle durch
die jeweiligen Präsidien individuell
gelöst wurden. Ein Wanken der ge-
setzlichen Forderung von Verein-
barkeit von Beruf und Familie kann
ich bei weitem nicht erkennen. Zu
solchen Fällen muss es schnelle und
pragmatische Lösungen geben – für
alles andere hätte ich auch kein Ver-
ständnis.

POLIZEIRPORT: Zwischenzeit-
lich wurde der TENF wieder auf
den normalen Dienst umgestellt.
Müssen die Kolleg/innen mittel-
fristig mit einer nochmaligen
Umstellung rechnen?

Mit dem 28.2.09 endet für die
Fraport AG die Möglichkeit der Fäl-
lung von Waldflächen für den Aus-
bau des Flughafens. Die Fällarbei-
ten werden erst am 1.9.09
fortgesetzt. Aufgrund der Erkennt-
nisse aus der ersten Rodungsphase
kann man davon ausgehen, dass
sich die Intensität des Protestes ma-
ximal wiederholen wird. Diesem
können wir mit den Kräften der Be-
reitschaftspolizei und den Kräften
der Alarmhundertschaften begeg-
nen, die uns grundsätzlich aus dem
Regelbetrieb zur Verfügung stehen.
Insofern kann eine nochmalige Um-
stellung für die Einsatzmaßnahmen
am Flughafen nahezu ausgeschlos-
sen werden.

POLIZEIREPORT: Wie schätzen
Sie die Entwicklung nach dem
31.3.09 ein? Wird es zu einer
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Dauerlage Flughafen kommen
und mit welchen Belastungen
müssen die Kolleginnen und
Kollegen rechnen?

Es war im Vorhinein klar, dass die
Polizei mit unterschiedlichem Kräf-
teansatz über die gesamte Bauzeit
hinweg präsent sein muss. Daher
wurden auch alle Anstrengungen in
Richtung Aufbau einer funktionsfä-
higen Befehlsstelle, eines nahen
Versorgungsstützpunktes für die
Einsatzkräfte sowie umfangreicher
Infrastruktur, wie zum Beispiel Funk-
versorgung, unternommen. Abseh-
bar wird diese Dauereinsatzlage je-
doch grundsätzlich mit Kräften des
HBPP zu bewältigen sein. Die Ge-
samteinsatzleitung hat den Kräfte-
ansatz kontinuierlich reduziert. Ab
dem 1.3.09 sollen tagsüber nur
noch vier Gruppen und nachts drei
Gruppen eingesetzt werden.

POLIZEIREPORT: Das letzte
Wort gehört Ihnen. Was möch-
ten Sie den Kolleginnen und Kol-
legen noch mit auf dem Weg ge-
ben?

Ich möchte mich schon jetzt bei
allen eingesetzten Beamt/innen be-
danken. Alle bisherigen Einsätze
am Flughafen liefen ohne spektaku-
läre Zwischenfälle ab. Dies ist letzt-
endlich auch dem besonnenen und
verantwortungsbewussten Auftreten
der Einsatzkräfte zu verdanken. Ich
hoffe, dass die individuellen Bela-
stungen der Kolleg/innen sich in
Grenzen halten und niemand bei
den weiteren Einsätzen zu Schaden
kommt.

POLIZEIREPORT: Vielen Dank
für die Bereitschaft den Kollegin-
nen und Kollegen das viel disku-
tierte Thema „Ein-
satz-Flughafen“ aus Sicht des
Gesamteinsatzleiters darzustel-
len.

Lehrgangstreffen

Der PAL 67c, Dienstbeginn 1.10.1969 trifft sich

Zeit: 2. Oktober 2009, ab 17.00 Uhr

Ort: Gaststätte/Restaurant Düsseldorfer Hof,
Zwehrener Weg 2, 34121 Kassel

Meldungen an: Volker Zeidler, PP Nordhessen
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Personalnachrichten
WIR GRATULIEREN:

Zum 50-jährigen
Gewerkschaftsjubiläum

Kurt Schwarzer
Adolf Strohmenger
Hans Dieter Sutor
Renate Weißenborn
Gerhard Zill
KG Kassel

Zum 40-jährigen
Gewerkschaftsjubiläum

Günter Eckhardt
Dieter Haldorn
Jutta Janzik
Peter Wiederhold
Günther Wittich
Roland Ziegler
KG Kassel

Zum 25-jährigen
Gewerkschaftsjubiläum

Jürgen Wolf
Frank Knierim
Franz Fleischer
Volker Pieper
KG Kassel

Zum 70. Geburtstag

Manfred Lohwaser
Manfred Heidt
KG Kassel

Zum 85. Geburtstag

Heinrich Christ
KG PASt. Kassel

Zum 90. Geburtstag

Walter Ebeling
Anna Kühlewind
KG Kassel

Zum 95. Geburtstag

Ludwig Heckmann
Heribert Jankowski
KG Kassel

Wichtige Meldung - Wichtige Meldung

Bundesarbeitsgericht fällt
bedeutendes Urteil

Das Bundesarbeitsgericht in Er-
furt hat am 20.Januar 2009 (Az. 1
AZR 515/08) ein für Gewerkschaf-
ten bedeutendes Urteil gefällt.

Einer tarifzuständigen Gewerk-
schaft ist es erlaubt, sich an Arbeit-
nehmer über deren betriebliche
E-Mail-Adresse mit Werbung und
Informationen zu wenden. Das gilt
selbst dann, wenn die private Nut-
zung der E-Mail-Adresse vom Ar-
beitgeber ausdrücklich verboten
wurde.

Die Betätigungsfreiheit einer Ge-
werkschaft ist durch das Grundge-
setz geschützt (Artikel 9 GG, Abs. 3,
Satz 1). Auch wenn das Eigentum
des Arbeitgebers durch das Grund-
gesetz ebenfalls geschützt sei, gehe

die Betätigungsfreiheit vor, da die
Nutzung durch die Gewerkschaft in
dem ausgeurteilten Fall weder den
Betriebsablauf nennenswert stört
noch zu Belastungen für das Unter-
nehmen geführt hat. (Az.: 1 AZR
515/08).

Hierbei entsteht natürlich auch
die Frage, ob man Streikaufrufe per
E-Mail übersenden darf. Nach Mei-
nung von Christian Rothländer,
ver.di Landesbezirk Hessen, bezieht
sich die Störung des Betriebsablau-
fes offensichtlich auf den techni-
schen Vorgang des Versendens und
nicht den Inhalt der Mail.

Simone Sauerländer


